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B e s c n l u 3

In Sachen

des Landes Berlin, vertreten durch das Landésversorgungsamt
Berlin, Berlin—Wilmersdorf, Sächsische Strasse 28,

Beklagten und Revisionsklägers,

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten,

Prozeßbevollmächtigte:

hat der 8. Senat des Bundessozialgerichts am 7. März 1958

unter Mitwirkung des
1

Senatspräsidenten S t e n g e l
, als Vorsitzendem,

des Bundesrichters S a u t t e r
und des Bundesrichters Dr. N e u h a u 3

als Beisitzern

beschlossen:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des Landessozial—

gerichts Berlin vom 30. Mai 1956 wird als unzulässig verworfen.

Der Beklagte hat dem Kläger die außergerichtlichen Kosten zu
erstatten.

G r ü n d e 5
„-..w-v—a-nn—n-u—|

Die frist— und formgerecht eingelegte und begründete Revision

des Beklagten gegen das vorbezeichnete Urteil des Landessozial«

gerichts (LSGi) Berlin ist —mangels Zulassung durch das
Berufungsgericht — nicht statthaft, da die Voraussetzüngen
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des 5 162 Abs. 1 Nr. 2 und 3 des Sozialgerichtsgesetzeg

(SGG) für die Statthaftigkeit einer nicht zugelassenen

Revision nicht gegeben sind.

Mit seinem Vorbringen, das LSG. habe die Vorschriften darf)

@@153, 123 sec verletzt, konnte der Beklagte keinen Erfo£*
haben. Nach @ 123 SGG entscheidet das Gericht über die vom
Kläger erhobenen Ansprüahc‚ ohne an die Fassung der Anträg

gebunden zu sein. Diese Vor3chrift gilt nach 5 153 Abs. 1
SGG auch für das Berufungsverfahrén. Dabei fehlen im Sozia

gerichtsgesetz solche Vorschriften, die denen der 55 536,

559 der Zivilprozeßordnung (ZPO) entsprechen; trotzdem Kan*

aus der für alle Rechtszüge geltenden gemeinsamen Verfahreü„

vorsehrift des S 123 366 auch für die Sozialgerichtsbarkei
@8‘

das Verbot der Schlechterstellung des Rechtsmittelklägersi„

(reformatio in peius) hergeleitet werden (vgl. BSG. 2 s. äé5

Ää257 ). Das Vorbringen des Beklagten, das Berufungsgeric■w

habe gegen dieses Verbot der Schlechterstellung des Rechts

mittelklägers verstoßen, ist jedoch keine Rüge, die eine ;

nicht zugelassene Revision statthaft machen kann. Mit ihmäm

wird nicht ein wesentlicher Mangel des Verfahrens, sondernxa

ein Mangel in der Urteilsfindung gerügt; der geltend gemach—

Verstoß betrifft nicht den Gang des Verfahrens, sondern de
Inhalt der getroffenen Entscheidung (vgl Stein—Jonas—

Sehönke, Kommentar zur Zivilprozeßordnung, 18. Auflage, 5 30

Anm. I 1 c; Rosenberg, Lehrbuch des Deutschen Zivilprozeßreö

?. Auflage, 3. 329, 5 75 I l). Daran ändert nichts, daß es 3

um einen Verstoß gegen eine Vorschrift der Prozeßordnung

handelt; denn eine Verletzung des im $ 123 SGG niedergeleéää

Grundsatzes (vgl. auch 55 308, 535, 559 ZPO) verstößt nicä‘l

gegen die das Verfahren und insbesondere die Form eineriPräg

handlung betreffenden Vorschriften, sondern gegen das dass

Verfahren selbst nicht berührende "materielle Prozeßrecht"

(RG 110 S. 150 /;1517; vgl. auch BSG. im SozR. SSG 5 192

Bl. Da 2 Nr. 2). Eine Rüge der Verletzung des materiellen?

Prozeßrechts fällt aber nicht unter die Vörschrift des ‘
5 162 Abs. 1 Nr. 2 sec.

»“
A

n$
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Die aus 5 128 Abs. 1 SGG hergeleitete Rüge der mangelhaften

Beweiswürdigung durch das LSG. ist ebenfalls unbegründet.

Zwar haben, wie der Beklagte zutreffend ausführt, die im

Verfahren gehörten ärztlichen Gutachter die durch Schädi—

gungsfolgen bedingte Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE.)

des Klägers nur auf 20. V.H. geschätzt, und das LSG. hat sich,

ohne sich in dieser Hinsicht auf eine ärztliche Beurteilung stützet

zu können, dem Urteil des Sozialgerichts angeschlossen und wie

dieses eine MdB. um 25. v.H. angenommen. Das aber allein läßt

nicht den Schluß zu, daß das Berufungsgericht die gesetzlichen

Grenzen seines Rechts der freien richterlichen Beweiswürdigung

überschritten habe (vgl. BSG.‚ Beschluß des lo. Senats vom
17.1.1958 — 10 BV 102/ 56, in SozR. 369,5 128 Bl. Da 9 Nr. 25).

Denn das LSG. hat sich im vorliegenden Falle mit den von den

ärztlichen Gutachtern ‚vorgenommenen Schätzungen der MdB. des

Klägers eingehend und ausführlich auseinandergesetzt; es hat unte*

Berücksichtigung des - nach seiner Ansicht glaubhaftcn — Vor-

bringens des Klägers nach seiner freien, aus dem Gesamtergebnis

des Verfahrens gewonnenen richterlichen Überzeugung und ohne

Verstoß gegen die Denkgesetze angenommen, daß die Bewertung der

MdB, mit nur 20 v.H. dem Kläger nicht gerecht wird. Eine Ver»

letzung des 5 128 Abs. 1 SGG liegt danach nicht vor; das

Berufungsgericht hat nicht ohne wohlerwogene und stichhaltige

Gründe die Beurteilung medizinischer Fragen durch die Sachver—

ständigen übergangen und seine eigene Auffassung an deren Stelle

gesetzt; damit kann die vom Beklagten in Bezug genommene Ent— .

scheidung des Bundessozialgerichts in SozR. SGG @ 162 Bl. Da 5

Nr. 25 nicht herangezogen werden. Deshalb kann auch kein Verstoß

gegen die Vorschrift des 5 103 sec daraus hergeleitet werden,

daß das LSG. zur Frage der Höhe der beim Kläger bestehenden

MdB. nichtnoch ein weiteres Gutachten (Obergutachten) eingeholt

hat.

Die Rüge, das Berufungsgericht habe bei Beurteilung der

Zusammenhangsfrage im Sinne des 5 162 Abs. 1 Nr. 3 SGG das

Gesetz verletzt,_geht ebenfalls fehl. Denn eine Entscheidung

des LSG, im Sinne dieser Vorschrift, die geeignet wäre, eine

nicht zulässige Revision statthaft zu machen, liegt nicht vor.
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Wenn der Beklagte glaubt, in bezug auf die vom LSG. gett

tatsächlichen Feststellungen zulässige und begründete R @

sionsgründe vorgebracht zu haben, so kann ihm darin nicht;%

folgt werden; denn sein gesamtes Vorbringen zur Statthaä

keit der Revision besteht - ohne einen Angriff auf die te

sächlichen Feststellungen —in reehtlichen Erwägungen übeä<l

nach seiner Ansicht vom LSG zu Unrecht vorgenommene
Schle&

stellung sowie über die von ihm gerügte mangelhafte
Beweis

und Unterlassung der Einholung eines weiteren Gutachtens.ä

Bundessozialgericht ist deshalb an die tatsächlichen
Feséä

stellungen des LSG. gebunden ( 5 165 SGG).

Danach ist die Revision des Beklagten nicht statthaft; si*

nach der Vorschrift des 5 169 Satz 2 SGGals unzulässig 2
verwerfeh.

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwé%;

des 5 193Abs. 1 see. ‘
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